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20.02.2020 Wahlausschuss fiir die Kommunal- Entscheidung

und Integrationswahl 2020

Einteilung des Wahlgebietes fiir die Kommunalwahlen am 13. September 2020

Grund der Vorlage

Wahlbezirkseinteilung flir die Kommunalwahlen am 13. September 2020 gemaR § 4 Absatz 1
des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) unter Bertlicksichtigung des Urteils des Verfassungs-
gerichtshofs fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 20.12.2019 - VerfGH 35/19.

Beschlussvorschlag
Der Wahlausschuss beschlieft die Einteilung des Stadtgebietes in 33 Wahlbezirke
entsprechend der Anlage 1.

Unterschrift
Dr. Slawig

Begriindung

Fiir Gemeinden mit einer Bevolkerungszahl tGber 250.000, aber unter 400.000 sind 66
Ratsmitglieder, davon 33 in Wahlbezirken zu wahlen (§ 3 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz
(KWahlG)), deren Grenzen die Grenzen der zehn Stadtbezirke nicht schneiden diirfen (§ 3
Abs. 2 i.V. mit § 4 Abs. 2 KWahlG).

Mit dem Beschluss des Wahlausschusses (iber die Einteilung des Wahlgebiets und dessen
anschlielender o6ffentlicher Bekanntmachung sind die formellen Voraussetzungen fir die
Aufstellung der Wahlbezirksbewerber gegeben.

Aufgrund der Gewahrleistung der Wabhlgleichheit hat der Landesgesetzgeber eine hdochst

zulassige Abweichung von der durchschnittlichen Einwohnerzahl der Wahlbezirke in Hohe
von 25% festgelegt (§ 4 Abs. 2 KWahlG). Nach Auffassung des Verfassungsgerichtshofs fir
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das Land Nordrhein-Westfalen (VerfGH) bedarf es einer verfassungskonformen Auslegung
dieser Regelungen zur Einteilung der Wahlbezirke.

Der VerfGH ist in seinem Urteil vom 20.12.2019 - VerfGH 35/19 zu der Einschatzung gelangt,
dass eine pauschalierende Anwendung der Abweichungsobergrenze fiir die Einteilung der
Wahlbezirke in Hohe von 25 %, unzuldssig sei.

Der VerfGH fiihrt insoweit aus, dass

e eine Abweichung von bis zu 15 % bezogen auf die Einwohnerinnen und Einwohner
mit deutscher Staatsangehorigkeit bzw. der Staatsangehoérigkeit eines EU-
Mitgliedstaates in der Regel unproblematisch sei;

e eine Abweichung von mehr als 15 % bei einem Wahlbezirk nur dann unproblematisch
sei, wenn diese bei Bericksichtigung der (kleineren) Zahl der Wahlberechtigten im
Verhdltnis zur durchschnittlichen Zahl der Wahlberechtigten unter oder bei 15 %
liege;

e eine Abweichung von mehr als 15 % bezogen auf die Wahlberechtigten zur Wahrung
raumlicher Zusammenhange gerechtfertigt sein kdnne, wenn sie z. B.

a) die Kommunikation zwischen den Wahlern und mit den Mandatsbewerbern erleichtere
und damit die politische Willensbildung férdere, was aber nur bei weit auseinander-
liegenden Ortschaften in einer grofRflachigen Gebietskdrperschaft zum Tragen komme,
oder

b) im landlichen Raum auf gewachsene Ortsstrukturen Riicksicht nehme, um die
Wahlbereitschaft zu erhéhen.

e eine pauschalierende Anwendung der 25%-Klausel - etwa aus Griinden der
Verwaltungsvereinfachung oder der bloRen leichteren Zuordnung des Wahlbezirks zu
einem Wohngebiet - unzuldssig sei. Ein Rlckgriff auf die 25%-Abweichungsklausel sei
in einer Grof3stadt jedenfalls dann verfassungsrechtlich zu beanstanden, wenn es
ohne weiteres moglich sei, durch die Einbeziehung angrenzender StraBenziige oder
einzelner kleinerer Stadtquartiere zu anndhernd gleich groBen Wahlbezirken zu
gelangen.

Die tragenden Erwagungen fir die Wahlbezirkseinteilung seien vom Wahlausschuss
transparent und nachvollziehbar zu dokumentieren. Bei Uberschreitung der 15%-Grenze
seien insbesondere die dafiir herangezogenen Rechtfertigungsgriinde zu erlautern.

Die bereits durch den Wahlausschuss am 16.10.2019 beschlossene Wahlbezirkseinteilung fiir
die Kommunalwahlen 2020 wurde durch die Wahlbehérde, vor dem Hintergrund der
Urteilsbegriindung tberpriift. Die erforderliche Anpassung der Kommunalwahlbezirke ist in
der Anlage 1 ersichtlich.

Kosten und Finanzierung
Entfallt
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Zeitplan

Gem. Art. 5 § 2 des Gesetzes zur Starkung der kommunalen Demokratie teilt der
Wahlausschuss die Wahlbezirke spatestens am 28. Februar 2020 in so viele Wahlbezirke ein,
wie Vertreter gemaR § 3 Abs. 2 KWahlG in Wahlbezirken zu wahlen sind.

Bewerber fir die Wahlbezirke kénnen frihestens nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
der Einteilung des Wahlgebiets in Wahlbezirke gewahlt werden (§ 17 Abs. 4 KWahlG).

Anlagen

Anlage 1- Einteilung des Wuppertaler Stadtgebietes in Wahlbezirke
Anlage 2- Abweichung der Einwohnerzahl je Wahlbezirk vom Durchschnitt
Anlage 3- Karte: Ubersicht der 33 Wahlbezirke

Anlage 4- Erlauterungen zur Neueinteilung der Wahlbezirke

Seite: 3/3



	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

